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Rechtssatzs Übertragung eines Geschäftsanteils einer Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung durch einen ITicht- 
berechtigten*

Aktenzeichens VIII ZR 219/56
- Urt* des BGH v. 26. Februar 1957 OLG München



VIII. ZR 219/56
Verkündet

am 26. Februar 1957 
Hoffmeister, Justizangest. 
als Urkundsbeamter der Ge­
schäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit

der Erika Gräfin von K( 
W<

in H( bei

Beklagten, Berufungsklägerin 
und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigteri Rechtsanwalt Frhr, von

gegen

Rechtsanwalt Ir. 
itraße

Alois in

Kläger, Berufungsbeklagten. 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt

hat der VIII» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf 
die mündliche Verhandlung vom 5» Februar 1957 unter 
Mitwirkung des SenatsPräsidenten Br. Großmann und der 
Bundesrichter Br. Gelhaar, Artl, Dr. Dorschei und 
Dr. Mezger

für Recht erkannt»
Auf die Rechtsmittel der Beklagten werden 

das Urteil des 3* Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
in München vom 21. Dezember 1955 aufgehoben und das 
Urteil der 4« Zivilkammer des Landgerichts München 
II vom 14. Juli 1955 teilweise abgeändert„

Die Klage wird insoweit abgewiesen, als die



Beklagte verurteilt worden ist, der in der Öffent­
lichen Urkunde vom 18. Oktober 1954 vor dem Nota­
riat V in (5 H 1888/54) verlautbar-
ten Übertragung ihres Geschäftsanteils von 27 ->270 UM 
an der Sanatorium Gesellschaft mit be-
schränkt er Haftung aufdeiOTäger zuzustimmen»

Im übrigen wird die Sache zur anderweiten Ver­
handlung und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an das Berufungsgericht zurückverwiesen.
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Tatbestand:

Zum Nachlaß des am 26* Februar 1943 verstorbenen und 
von seinen vier Kindern beerbten Vaters der Beklagten; Br* Sp| 
0 ^ ?  gehörte ein Geschäftsanteil der Sanatorium 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (nachstehend: ,,GmbH,,) im 
Betrage von 217*800 EM* Dr. hatte durch letztwillige Ver­
fügung für seinen Geschäftsanteil Testamentsvollstreckung an­
geordnet und die Auseinandersetzung bis zum 1* Mai des Jahres, 
in dem sich sein Todestag zum zehnten Male jährte, ausgeschlos­
sen* Hach der Währungsreform wurde der Geschäftsanteil der Er­
bengemeinschaft auf 141*570 DM ungestellt.

Die Beklagte erhielt Anfang 1953 auf ihren Wunsch von 
der GmbH ein LarLshen von 5*000 DM. Dafür verpflichtete sie 
sich in einer vor dem Notar Dr. T ^ j m P  in am 23-
Januar 1953 errichteten notariellen Urkunde, für je 1.000 DM 
des Darlehens je 2.860 DM des ihr bei der kommenden Erbausein­
andersetzung zufallenden Geschäftsanteils an der GmbH dieser 
sicherungshalber abzutreten.

Im selben Jahre regelte der Testamentsvollstrecker 
schriftlich die Aufteilung des Geschäftsanteils des Erblassers 
entsprechend den Bestimmungen des Testaments unter Berücksich­
tigung der Vorempfängeo Auf die Beklagte entfiel dabei ein 
Geschäftsanteil von 27.267?50 DM*

Durch die vor dem Assessor E ^ P  als amtlich bestellten 
Vertreter des Notars Dr. Georg in M ^ J p P  verlautbarte
Urkunde vom 30. September 1954 trat die Beklagte diesen Ge­
schäftsanteil mit allen damit verbundenen Rechten und Pflich­
ten "mit sofortiger dinglicher Wirkung" an den Klager, den 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats der GmbH, ab* Dieser nahm die 
Abtretung an* Der Kaufpreis war auf 18.145 DM festgesetzt.
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Auf ihn wurde die Dariehnsschuld der Beklagten an die GmbH 
verrechnet und der Rest vom Kläger an die Beklagte gezahlt, 
Ziffer VI der notariellen Urkunde vom 30.. September 1954 hat 
folgenden Wortlauts

"Sofern die Übertragung des Geschäftsanteils im Y/ege 
der Erbauseinandersetzung über den Nachlaß des Br, Al-

Da an der Wirksamkeit der von dem Testamentsvollstrecker 
vorgenommenen Verteilung des Geschäftsanteils des Erblassers 
und der inzwischen von den Miterben abgeschlossenen Übertra­
gs ngs vertrage Zweifel aufgetaucht waren* wurden die Aufteilung* 
die Übertragung der Teilgeschäftsanteile auf die einzelnen 
liiterben und die inzwischen erfolgte Veräußerung eines Teils 
der Geschäftsanteile durch die einzelnen Erb$n in einer vor 
dem Notariat V in am 18. Oktober 1954 aufgenommenen
Urkunde rückwirkend genehmigt und die Übertragung der Ge­
schäftsanteile von Miterben an den Kläger und einen anderen 
Erwerber wiederholt. In dieser Urkunde ist der Geschäftsan­
teil der Beklagten mit 27-270 IM beziffert. Bei der Abgabe 
der Erklärungen* die in der Urkunde vom 18. Oktober 1954 ent­
halten sind* vertrat der Bruder der Beklagten* der inzwischen 
verstorbene Kurdirektor Ernst Hermann gegen den die
Beklagte damals einen Rechtsstreit im Zusammenhang mit der 
Erbauseinandersetzung führte* den Testamentsvollstrecker und 
die anderen Erben mit der Zusicherung, schriftliche Vollmacht 
nachzureichen.

bert * die vom Testamentsvollstrecker vorgenom­
men wurde, aus irgendeinem Grund nichtig sein sollte 
oder noch einer Genehmigung bedarf, verpflichtet sich 
Frau Erika Gräfin von alles zu tun* was
zur rechtswirksamen Übertragung des Geschäftsanteils 
auf sie und zur rechtswirksamen Übertragung des Ge­
schäftsanteils von ihr auf Herrn Br. Alois W 
notwendig ist."
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Mit Ausnahme der beklagten haben alle Beteiligten die 
Vollmacht erteilt. Der Kläger hat die Beklagte mehrfach, zu­
letzt durch Schreiben vom 1* Februar 1955 aufgefordert, ihre 
Zustimmung zu dem abgeschlossenen Vertrage zu erklären: Die 
Beklagte hat eine solche Erklärung nicht abgegebene

Der Kläger hat daher Klage erhoben mit dem Anträge, die 
Beklagte zu verurteilen, dem Vertrage vom 18: Oktober 1954 zu- 
zustimmen„

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben, das Oberlan­
desgericht hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen -

Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihr Begehren auf 
Abweisung der Klage weiter» Der Kläger beantragt Zurückweisung 
der Revision, hilfsweise mit der Maßgabe, daß die Beklagt© zur 
Zustimmung zu dem Vertrag vom 18» Oktober 1954 lediglich inso­
weit verurteilt wird, als sie in diesem Vertrage aus dem Dach- 
laß ihres Vaters Geschäftsanteile in Höhe von 27.270 DM erwerben 
soll

Ent sc hei dungs gründe:

Die Revision ist begründet

1» Die Beklagte ist verurteilt worden, ”dem am 18. Ok­
tober 1954 vor dem Notariat V abgeschlossenen
Vertrage zusustimen” » Die Urkunde vom 18» Oktober 1954 ent­
hält indes, was das Berufungsgericht außer acht gelassen hat, 
mehrere ganz selbständige Rechtsgeschäfte, nämlich einmal die 
Auseinandersetzung unter den Miterben in Ansehung des Geschäfts­
anteils, ein einseitiges Rechtsgeschäft des Testaraentsvollstrek- 
k'ers, bei dem die Beklagte nicht mitzuwirken brauchte (§ 2204 
3GB), ferner die Übertragung der zum Zwecke der Auseinanderset-
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zung gebildeten Teilgeschäftsanteile auf di e einzelnen Mit­
erbeny zu denen auch die Beklagte gehörte, und schließlich 
die Übertragung von Teilgeschäftsanteilen einzelner Erben, 
die bereits vor der Auseinandersetzung und dem Erwerb der 
Teilgeschäftsanteile entsprechende Verträge abgeschlossen 
hatten, darunter der Beklagten, auf den Kläger oder einen an­
deren Erwerber., Sowohl bei der Übertragung des Teilgeschäfts- 
anteils von der Erbengemeinschaft auf die beklagte als auch 
bei dessen Weiterübertragung auf den Kläger war die Mitwir­
kung der Beklagten erforderlich.; Ausweislich der notariellen 
Urkunde ist die Beklagte bei der Abgabe der zu diesen beiden 
Rechtsgeschäften erforderlichen Willenserklärungen durch ihren 
Bruder vertreten worden, der keine Vertretungsmacht hatte und 
Vollmacht nachzureichen verspräche Die Wirksamkeit beider Ver­
träge für und gegen die Beklagte, also der Erwerb des Teil­
geschäftsanteils durch sie und die Weiterübertragung an den 
Kläger, hing unter diesen Umständen gemäß § 177 Abs 1 BGB 
von der Genehmigung der Beklagten ab, zu deren Erteilung sie 
nach der Ansicht des Berufungsgerichts verpflichtet ist -

2o Dabei hat jedoch das Berufungsgericht übersehen, daß 
dem Kläger ein Rechtsschutzbedürfnis für die von ihm erhobene 
Klage auf Zustimmung zu "dem am 18« Oktober 1954 abgeschlosse­
nen Vertrage" jedenfalls insoweit fehlt, als sich sein Begeh- * 
ren auf die in der Urkunde verlautbarte Übertragung des der Be­
klagten auf Grund der Erbauseinandersetzung zufallenden Teil­
geschäftsanteils auf den Kläger bezieht, denn dieser Vertrag 
könnte auch dann, wenn die Beklagte rechtskräftig zur Abgabe 
der beantragten Zustimmungserklärung verurteilt werden würde, 
nicht wirksam werden. Vielmehr stand bereits vor Klagerhebung 
fest, daß dieser Vertrag wegen der Verweigerung der Genehmigung 
durch die Beklagte endgültig gescheitert war.

An dem Vertrage über die Übertragung des Teilgeschäfts-



anteils der Beklagten an den Kläger waren lediglich die Par­
teien als Vertragschließende beteiligt. Der Kläger hatte, wie 
er ohne Widerspruch der Beklagten selbst vorgetragen hat, die­
se bereits vor Klageerhebung mehrfach aufgefordert, ihm die 
ihr im Entwurf übermittelte Zustimmungserklärung unterschrie­
ben zurückzusenden, Bas hat die Beklagte; wie ebenfalls un­
streitig ist, nicht getan» Gemäß § 177 Abs 2 BGB galt daher 
die Genehmigung zu diesem Vertrage bereits nach Ablauf von 
zwei Wochen seit dem Empfang der ersten Aufforderung als ver­
weigert, Überdies hat die Beklagte, wie der Kläger ebenfalls 
unwidersprochen angegeben hat, ihm sogar ausdrücklich erklärt; 
daß sie die Übertragung der Geschäftsanteile auf den Kläger, 
die in der Urkunde vom 18. Oktober 1954 verlautbart war, nicht 
genehmigen wolle. Durch die Versagung der Genehmigung ist aber 
der in dieser Urkunde enthaltene Vertrag über die Übertragung 
des Teilgeschäftsanteils der Beklagten auf den Kläger endgül­
tig unwirksam geworden. Dieses Ergebnis kann durch eine ein­
seitige Erklärung des Zustimmungsberechtigten nicht wieder 
beseitigt werden (BGHZ 13? 179? 187 mit Nachw.), Auch wenn 
daher die Beklagte, was die Revision in Abrede stellen möch­
te, auf Grund des Vertrages vom 30- September 1954 verpflich­
tet gewesen wäre, den durch ihren Bruder als vollmachtlosen 
Vertreter für sie abgeschlossenen Übertragungsvertrag zu ge­
nehmigen, würde sich hierdurch an dem Ergebnis, daß dieser 
Vertrag unheilbar nichtig ist, nichts ändern«.

Bei dieser Sachlage ist ein Rechtsschutzinteresse des 
Klägers an der Verurteilung der Beklagten zur Erteilung der 
Zustimmung zu der von ihrem Bruder als vollmachtlosen Ver­
treter vorgenommenen Übertragung des ihr auf Grund der Erb­
auseinandersetzung zufallenden Geschäftsanteils nicht gegeben, 
denn ein schutzwürdiges Interesse an der Zustimmung zu einem 
Vertrag, der ohnehin unheilbar nichtig ist, kann nicht aner­
kannt werdeno
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Soweit das angefochtene Urteil die Beklagte dazu verur­
teilt. diesem Vertrage zuzustimmen, muß es daher aufgehoben 
werden . In diesem Umfange ist die Klage nach dem Ausgeführ­
ten von Anfang an unbegründet gewesen, so daß sie abgewiesen 
werden muß.

3, Es bleibt somit lediglich noch zu prüfen, ob der 
Kläger die Zustimmung der Beklagten zu dem anderen von ihrem 
Bruder als vollmachtlosen Vertreter am 18, Oktober 1954 für 
sie abgeschlossenen und in derselben notariellen Urkunde ver­
lautbarten Vertrag verlangen kann, durch den der ihr bei der 
Erbauseinandersetzung zugefallene Teilgeschäftsanteil von 
27-270 UM auf sie übertragen worden ist>

Ein Rechtsschutzinteresse ander Erteilung dieser Zustim­
mung entfällt, wie der Kläger in der mündlichen Verhandlung 
vor dem erkennenden Senat zutreffend dargelegt hat, nicht schon 
deshalb, weil der ebenfalls am 18. Oktober 1954 abgeschlossene 
Vertrag über die Weiterübertragung dieses Teilgeschäftsanteils 
infolge der Verweigerung der Genehmigung durch die Beklagte 
unheilbar nichtig geworden ist. Bier Beklagte hatte nämlich 
ihren Teilgeschäftsanteil schon durch den notariellen Vertrag 
vom 30- September 1954 "mit dinglicher Wirkung” auf den Klä­
ger übertragen. Dieser Vertrag war allerdings schwebend un­
wirksam, weil der Teilgeschäftsanteil zur Zeit des Abschlusses 
des Vertrages der Beklagten noch nicht gehörte. Der Testaments­
vollstrecker hatte zwar bereits vor dem Abschluß dieseB Ver­
trages privatschriftlich eine Erbauseinandersetzung hinsicht­
lich des Geschäftsanteils des Erblassers vorgenommen und dabei 
den Teilgeschäftsanteil der Beklagten mit 27*267,50 DM errech­
net, Hierdurch hatte aber die Beklagte den Teilgeschäftsanteil 
noch nicht erworben, denn der im Gesamthändeigentum der LIitarbea 
stellende Geschäftsanteil des Erblassers konnte nach seiner Tei­
lung nur durch in gerichtlicher oder notarieller Form abge­
schlossenen Vertrag ah die einzelnen Erben übertragen werden

- ‘v.— ii iu* r



(§ 15 Abs 3 GmbHG)- Die von der Beklagten in dem Vertrage 
vom 30r September 1954 über ihren Teilgeschäftsanteil ge­
troffene Verfügung wäre indes gemäß § 185 Abs 2 BGB dann 
wirksam geworden, wenn die Beklagte den Teilgeschäftsanteil., 
den sie dem ‘jKiäget .1 übertragen hatte, erworben hätte* Ein 
solcher Erwerb würde dann eintreten, wenn die Beklagte ihre 
Zustimmung zu dem in der notariellen Urkunde vom 18. Oktober 
954 verlautbarten Vertrage über die Übertragung und Zutei­

lung des Geschäftsanteils an sie erteilen würde.

Diesem Ergebnis würde auch nicht entgegenstehen, daß 
die Höhe des Teilgeschäftsanteils der Beklagten in der Urkunde 
vom 18o Oktober 1954 mit 27-270 DM beziffert ist, während er 
in der Urkunde vom 30. September 1954 mit 27-267,50 DL! ange­
geben war. Die Änderung ist, wie sich aus Hr, 3 der Urkunde 
vom 18- Oktober 1954 ergibt, deshalb vorgenommen worden, weil 
der rechnerisch richtige Betrag von 27.267,50 DM nicht durch 
10 teilbar ist und sich daher, um den gesetzlichen Bestimmun­
gen zu entsprechen (vgl §§ 17 Abs 4, 5 Abs 3 GmbHG, § 44 Abs 4 
DivIBG) , eine Aufrundung als erforderlich erwies= Es handelt 
sich also lediglich um eine Abstimmung des errechneten mit dem 
gesetzlich zulässigen Betrag, wobei der Unterschied seiner 
Höhe nach ganz unbedeutend ist, so daß die Änderung ihrem Cha­
rakter nach nur als Berichtigung einer offenbaren Unrichtig­
keit gewertet werden kann* Der Vertrag vom 30. September 1954 
bezog sich nach seinem Inhalt auf den gesamten der Beklagten 
sufallenden Geschäftsanteil* Dadurch daß dessen Hohe nicht, 
wie im Vertrage angegeben, 27.267,50 DM sondern, wie später 
berichtigend klargestellt ist, 27-270 DM betrug, ist die Wirk­
samkeit des Vertrages somit nicht beeinträchtigt*

Wäre mithin die Verurteilung der Beklagten, dem Vertrage 
über die Übertragung und Zuteilung des Qfeilgeschäftsanteils



von 27>270 FM an sie zuzustimmen, nicht zu beanstanden, so 
würde der Kläger ohne Rücksicht auf die unheilbare Richtig­
keit der in dem Vertrage vom 18. Oktober 1954 beurkundeten 
Weiterübertragung dieses Teilgeschäftsanteils an ihn den Ge­
schäftsanteil dann erwerben, wenn nunmehr die in dem Vertrage 
vom 30o September 1954 enthaltene Vertagung der Beklagten über 
den Geschäftsanteil, die denselben Inhalt hat, wirksam werden 
war de.

4. Eine solche Verurteilung der Beklagten zur Ertei­
lung der Zustimmung darf aber, was das Berufungsgericht unbe­
rücksichtigt gelassen hat, nur dann erfolgen, wenn der hier 
in Frage stehende, von ihrem Bruder als vollmachtlosem Ver­
treter abgeschlossene Vertrag durch die Genehmigung der Be­
klagten noch wirksam werden kann. Für die Entscheidung dieser 
Frage kommt es darauf an, ab die Beklagte die Genehmigung be­
reits endgültig verweigert hat. Ist dies der Pall, so ist auch 
dieser Teil des Vertrags vom 18* Oktober 1954, der den Erwerb 
des Geschäftsanteils seitens der Klägerin aus dem Nachlaß be­
trifft, damit unheilbar nichtig geworden, und die Klage auf 
Erteilung der Zustimmung muß selbst dann abgewiesen werden, 
wenn die Beklagte hierzu verpflichtet gewesen ist, was das 
Bervfungsgericht angenommen hat.

In diesem v.vesentliehen Punkt hat das Berufungsgericht 
keine Feststellungen getroffen, Biese werden nicht dadurch 
überflüssig, daß die Beklagte auf die Aufforderungen des 
Klägers geschwiegen oder sogar ihm gegenüber die Genehmigung 
aller in der Urkunde vom 20, Oktober 1954 verlautbarten, von 
ihrem Bruder als ihrem vollmachtlosen Vertreter abgeschlosse­
nen Verträge verweigert hat. An dem Vertrag über die Übertra­
gung und Zuteilung des Teilgeschäftsanteils an die Beklagte 
war der Kläger nicht beteiligte In Bezug auf diesen Vertrag 
hatte seine Aufforderung daher nicht die Wirkung des § 177 Abs 2
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BGB. Entscheidend ist vielmehr, ob die Beklagte die Erteilung 
der Genehmigung zu diesem Vertrag gegenüber ihrem Bruder als 
vollmachtlosem Vertreter oder gegenüber den sonst an dem Ver­
trage Beteiligten verweigert hat-

Auch in diesem Umfange kann somit das Brufungsurteil 
keinen Bestand haben. Insoweit ist indes der Rechtsstreit noch 
nicht zur Entscheidung reif, so daß die Sache zur weiteren Ver- 
hnadlung an das Berufungsgericht zurückverwiesen werden muß - 
Bort hat die Beklagte auch die Möglichkeit, ihre in Form von 

j| Verfahrensrügen gekleideten Bedenken gegen die Richtigkeit
von tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts erneut 
vorzutragen und diesem ihren Rechtsstandpunkt zu erläutern 
Der erkennende Senat hat unter den gegebenen Umständen keine 
"Veranlassung, sich mit den von der Revision vorgetragenen Rü­
gen im einzelnen zu befassen, da diese allenfalls die Aufhe­
bung des Berufungsurteils rechtfertigen, nicht jedoch die Ab- 

. Weisung der Klage in weiterem Umfange begründen könntenc

5, Der Kläger hat in der mündlichen Verhandlung vor dem 
erkennenden Senat weiter geltend gemacht, die Beklagte sei mit 
der m  der notariellen Urkunde vom 20c Oktober 1954 enthalte- 

 ̂ nen Übertragung des T'eilgeschäftsanteils auf sie einverstanden
gewesen und habe diese niemals abgelehnt. Es handelt sich in­
soweit um neues tatsächliches Vorbringen, das im Revisions­
rechtszuge nicht mehr berücksichtigt werden kann; der Kläger 
hat jedoch die Möglichkeit, in der neuen Verhandlung vor dem 
Berufungsgericht diesen Vortrag zu wiederholen. Rechtlich ist 
dazu zu bemerken: Sollte die Beklagte, wie der Kläger offenbar 
behaupten will, den Vertrag bereits genehmigt haben, so könn­
te der Kläger mit der Klage auf Erteilung der Zustimmung nur 
durchdringen, wenn er trotzdem ein schutzwürdiges rechtliches Inte- 
an der Wiederholung dieser Erklärung haben sollte, Möglicher-resse 
weise könnte indes, wenn sich dieses Vorbringen des Klägers als 
richtig terausstellen sollte, ein der Sachlage angepaßtes Fest-



stellungsbegehren Erfolg versprechen.

6. Eie Entscheidung über die gesamten Kosten der Revision 
ist aus Zweckmäßigkeitsgründen dem Berufungsgericht übertragen 
wordenr

Br Großmann Dr, Gelhaar Artl
Er, Eorschel Dr, Mezger
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